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Beschluss 

TOP I. 7  Reformbedarf bei § 1597a BGB, Verbot der missbräuch-

lichen Anerkennung von Vaterschaften 

 

Berichterstattung: Nordrhein-Westfalen, Bremen, Hessen 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister stellen fest, dass hinsichtlich 

der Vorschriften zum Verbot missbräuchlicher Vaterschaftsanerken-

nungen gemäß § 1597a BGB in Verbindung mit § 85a AufenthG ein 

dringender Änderungsbedarf besteht, um die Ziele der Regelungen in 

der Praxis auch tatsächlich zu erreichen. 

 

2. Sie bitten daher die Bundesministerin der Justiz und für Verbraucher-

schutz, im Zusammenwirken mit dem Bundesminister des Innern, für 

Bau und Heimat einen eigenen Gesetzentwurf zu erstellen, um hier 

zeitnah Abhilfe zu schaffen. 

 

3. Die Justizministerinnen und Justizminister bitten den Vorsitzenden der 

Justizministerkonferenz, die Innenministerkonferenz über diesen Be-

schluss zu informieren. 

 


